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759. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Polen über Gleichwertigkei-
ten im Hochschulbereich samt Anlagen
(NR: GP XIX RV 116 AB 274 S. 47 BR: AB 5081 S. 603.)

757.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Estland über die bilate-
ralen Außenwirtschaftsbeziehungen

Die Republik Österreich und die Republik Estland, im folgenden „Vertragsparteien" genannt, sind
- vom Wunsche geleitet, die bestehenden bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstärken,
- im Bestreben, den Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-

wissenschaftliche Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des gegenseiti-
gen Vorteils zu fördern,

- in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen eine günstige Voraussetzung und geeignete
Grundlage zur Weiterentwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen schafft,

- ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen,
- im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften,

wie folgt übereingekommen:

Artikel l
Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften ihre

bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesellschaften
und Institutionen, im folgenden „Unternehmen" genannt, beider Staaten erleichtern und fördern.

Artikel 2
(1) Die Republik Österreich und die Republik Estland behandeln einander nach dem Grundsatz der

Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens für
solche Zölle und sonstige Abgaben, die anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben werden.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die Meistbegünstigung sich insbesondere nicht auf
Zugeständnisse, Vorteile oder Befreiungen bezieht, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewähren
wird:

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs,
b) Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien oder präferentiellen Handels ange-

hören, die bereits besteht oder in Zukunft geschaffen wird,
c) Drittstaaten in Anwendung multilateraler Abmachungen, an denen die andere Vertragspartei

nicht teilnimmt.
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Artikel 3
(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat gelten-

den Rechtsvorschriften die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit fördern.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß insbesondere in folgenden Bereichen Kooperations-
möglichkeiten gegeben sind:

- Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direktinvestitionen,
- Technologie- und Know-how-Transfer, angewandte Forschung, industrielle Dienstleistungen,
- Land- und Forstwirtschaft, Agrar- und Forsttechnik, landwirtschaftliche Maschinen und Ausrü-

stungen,
- Agro- und Lebensmittelindustrie; Verarbeitung und Lagerung landwirtschaftlicher Produkte,
- Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, Automation bestehender Anlagen einschließlich Rü-

stungskonversion,
- Textilindustrie einschließlich Bekleidungsindustrie,
- Holzbe- und -verarbeitende Industrie, Papier- und Zelluloseindustrie,
- Metallurgie und metallverarbeitende Industrie, Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Hüttenwerks-

und Metallurgietechnik,
- chemische Industrie einschließlich Erzeugung von Dünge- und Pflanzenschutzmittel, Produktion

und Vermarktung von Chemikalien,
- Aufsuchung, Gewinnung, Be- und Verarbeitung, Vermarktung von mineralischen Rohstoffen

einschließlich Zusammenarbeit auf Drittmärkten,
- Bergbau,
- Aufsuchung, Gewinnung, Be- und Verarbeitung, Transport und Vermarktung von Energieträgern,
- Ausbau und Revitalisierung des Kraftwerks- und Hochspannungsleitungsnetzes, Energielieferun-

gen,
- Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz,
- Produktion von Baumaterialien,
- Gesundheitswesen, medizinische und pharmazeutische Industrie,
- finanzielle und Bankdienstleistungen,
- Berufsausbildung und Managementschulung,
- Organisation und Durchführung von Messen, Ausstellungen, Seminaren, Austausch von Wirt-

schaftsmissionen und Experten.
(3) In allen Bereichen der Zusammenarbeit sollen die Projekte grundsätzlich nach den höchsten

Standards der Umwelttechnologien verwirklicht werden.

Artikel 4
Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaftlich

vernünftiger und ökologisch vertretbarer Infrastruktursysteme höchstes Interesse der Zusammenarbeit in
folgenden Bereichen widmen:

- Energie,
- Straßenbau,
- Recycling und Abfallverwertung,
- Transportwesen,
- Eisenbahn,
- Luftfahrt,
- Schiffahrt,
- Telekommunikation,
- Wasserwirtschaft.

Artikel 5
Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außenwirt-

schaftsbeziehungen wesentlich beitragen kann.
(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Empfeh-

lungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremdenverkehr und die internationalen Reisen,
Rom 1963, und der „Tourismus-Charta und Touristencode" Sofia 1985, werden beide Vertragsparteien
den Tourismus fördern.
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(2) Die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-wissenschaftliche und fachliche Zusam-
menarbeit bei Tourismusprojekten sowie beim Ausbau der entsprechenden Infrastruktur soll nach den
Grundsätzen des Umweltschutzes und des qualitativen Tourismus erfolgen.

Artikel 6
Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Republik Estland erfolgt in Über-

einstimmung mit den in jedem der beiden Staaten jeweils in Kraft stehenden Rechtsvorschriften in frei
konvertierbarer Währung.

Artikel 7

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-
wissenschaftliche Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens wird auf kommerzieller Grundlage
durchgeführt.

(2) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen.

Artikel 8

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder unter solchen Bedingungen eingeführt
wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren eine
schwerwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht.

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. l
genannte Situation besteht, so werden die Ausfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, um
eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen.

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Konsul-
tationen beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschränken,
wie dies zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich ist. Der anderen Vertragspartei
steht es dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im wesentlichen
gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen.

(4) In Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde, können
vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen werden. In diesem Fall setzt jene Ver-
tragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere Vertragspartei davon unverzüglich
und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen aufzunehmen.

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß-
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen.

Artikel 9

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung klei-
ner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an.

Artikel 10

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftliche
Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen.

(2) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften und auf Grund der vertraglichen
Vereinbarungen zwischen den Unternehmen fördern die Vertragsparteien

a) die Regelung von Streitfragen zwischen Unternehmen im Zusammenhang mit Handels- und
Kooperationsgeschäften sowie bei der Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direktin-
vestitionen der Vertragsparteien durch Schiedsgerichte,

b) die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichts
eines Unterzeichnerstaates des 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die An-
erkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche.



8608 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 757

Artikel 11
Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider Staaten

übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf oder einer Änderung des vorliegenden Ab-
kommens unberührt.

Artikel 12
Auf Wunsch einer der beiden Vertragsparteien wird eine „Gemischte Kommission" nach Österreich

oder nach Estland einberufen, um die bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu erörtern, Möglichkei-
ten zu deren Weiterentwicklung aufzuzeigen sowie gegebenenfalls Lösungsvorschläge für aktuelle, sich
aus dem vorliegenden Abkommen ergebende Fragen zu erstellen.

Artikel 13
(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei oder beider Vertragsparteien am Eu-

ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) oder
einer dieser nachfolgenden Organisation sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen insofern nicht
gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist.

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens feststellen.

Artikel 14
(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines Jahres abgeschlossen und verlängert sich jeweils um

ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der beiden Vertrags-
parteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird.

(2) Das vorliegende Abkommen tritt mit dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den
Monat folgt, in dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß ihre jeweiligen innerstaatlichen
Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind.

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens verliert der „Handelsvertrag zwischen der Republik Öster-
reich und der Estländischen Republik" vom 11. Dezember 1928 *) einschließlich „Schlußprotokoll" seine
Wirksamkeit.

Geschehen zu Wien, am 26. April 1993, in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und estnischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Wolfgang Schüssel

Für die Republik Estland:
Toomas Sildmäe

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 267/1929
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Die Notifikationen gemäß Art. 14 Abs. 2 erfolgten am 6. August 1993. bzw 1. September 1995; das
Abkommen tritt gemäß seinem Art. 14 Abs. 2 mit 1. Dezember 1995 in Kraft.

Vranitzky

758.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 9 Abs. l und 2 und dessen Art. 3
Abs. l verfassungsändernd sind, wird genehmigt.

ABKOMMEN

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DEM FÜRSTENTUM LIECH-
TENSTEIN ÜBER DIE GEGENSEITIGE HILFELEISTUNG BEI KATASTROPHEN

ODER SCHWEREN UNGLÜCKSFÄLLEN

Die Republik Österreich
und

das Fürstentum Liechtenstein,

überzeugt von der Notwendigkeit der Zusammenarbeit zwischen den beiden Staaten mit dem Ziel, die
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen zu erleichtern,

sind wie folgt übereingekommen:
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Artikel l
Gegenstand

(1) Dieses Abkommen regelt die Rahmenbedingungen für freiwillige Hilfeleistungen bei Katastro-
phen oder schweren Unglücksfällen im anderen Vertragsstaat auf dessen Ersuchen hin, insbesondere für
Einsätze von Mannschaften und Material.

(2) Hilfeleistungen im Rahmen der herkömmlichen grenzüberschreitenden Nachbarschaftshilfe blei-
ben unberührt.

Artikel 2
Definitionen

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die Begriffe:
„Einsatzstaat"
denjenigen Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden den anderen Vertragsstaat um Hilfeleistung ersu-
chen;
„Entsendestaat"
denjenigen Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden einem Ersuchen des anderen Vertragsstaates um
Hilfeleistung stattgeben;
„Hilfsmannschaften" oder „Helfer"
Person(en), die der Entsendestaat zur Hilfeleistung bestimmt;
„Ausrüstungsgegenstände"
das Material und die Fahrzeuge für den Einsatz sowie die Güter für den Eigenbedarf und die persönliche
Ausstattung der Hilfsmannschaften;
„Hilfsgüter"
Güter, die zur unentgeltlichen Abgabe an die betroffene Bevölkerung im Einsatzgebiet bestimmt sind.

Artikel 3
Zuständigkeiten

(1) Die für die Stellung und die Entgegennahme von Hilfeersuchen zuständigen Behörden sind:
- auf der Seite der Republik Österreich:

der Bundesminister für Inneres und die Vorarlberger Landesregierung;
- auf der Seite des Fürstentums Liechtenstein:

die Regierung des Fürstentums Liechtenstein.
(2) Die im Absatz l genannten Behörden der beiden Vertragsstaaten sind ermächtigt, bei der Durch-

führung dieses Abkommens unmittelbar miteinander in Verbindung zu treten.

Artikel 4
Absprachen über Hilfeleistungen

Im Zuge des Hilfeersuchens werden Art und Umfang der Hilfeleistung zwischen den in Artikel 3
Absatz l genannten Behörden abgesprochen, ohne auf Einzelheiten der Durchführung eingehen zu müs-
sen.

Artikel 5
Art der Hilfeleistung

(1) Die Hilfe wird durch die. Entsendung von Hilfsmannschaften, durch die Sendung von Hilfsgütern
oder auf andere geeignete Weise erfolgen.

(2) Hilfsmannschaften können zur Bekämpfung von Bränden, nuklearen und chemischen Gefahren
sowie von sonstigen Katastrophen und schweren Unglücksfällen, insbesondere für medizinische Hilfe,
Rettung, Bergung oder behelfsmäßige Instandsetzung eingesetzt werden. Sie sollen nach Möglichkeit
über die hiezu erforderliche Ausbildung und über das notwendige Material und Spezialgerät verfügen.
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Artikel 6
Grenzübertritt und Aufenthalt

(1) Die Angehörigen einer Hilfsmannschaft sind vom Paßzwang und dem Erfordernis einer Aufent-
haltsbewilligung oder eines Sichtvermerkes befreit. Es kann lediglich vom Leiter der Hilfsmannschaft ein
seine Stellung bezeugender Ausweis verlangt werden.

(2) Bei besonderer Dringlichkeit kann die Grenze auch außerhalb der zugelassenen Grenzüber-
gangsstellen ohne Beachtung der sonst hiefür geltenden Vorschriften überschritten werden. In diesem Fall
sind die für die Grenzüberwachung zuständigen Organe bei erster Gelegenheit davon zu unterrichten.

(3) Sofern dies zur üblichen Ausrüstung zählt, sind die Hilfsmannschaften dazu berechtigt, auf dem
Gebiet des Einsatzstaates Uniform zu tragen. Schußwaffen und Munition dürfen auf das Gebiet des Ein-
satzstaates nicht mitgeführt werden.

(4) Die Erleichterungen beim Grenzübertritt nach den Absätzen l und 2 gelten auch für Personen,
die bei einer Katastrophe oder einem schweren Unglücksfall evakuiert werden müssen.

Artikel 7
Grenzübergang des Materials

(1) Die Vertragsstaaten erleichtern die Ein- und Ausfuhr der Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgü-
ter. Der Leiter einer Hilfsmannschaft hat den Grenzkontrollorganen des Einsatzstaates beim Grenzüber-
tritt lediglich ein Verzeichnis der mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter zu übergeben.
Erfolgt bei besonderer Dringlichkeit der Grenzübertritt außerhalb zugelassener Grenzübergangsstellen, ist
dieses bei erster Gelegenheit einer zuständigen Zollstelle zu überreichen.

(2) Die Hilfsmannschaften dürfen außer Ausrüstungsgegenständen und Hilfsgütern keine Waren mit-
führen.

(3) Auf Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter finden die Verbote und Beschränkungen für den
grenzüberschreitenden Warenverkehr keine Anwendung. Hilfsgüter können in den Einsatzstaat abgaben-
frei eingeführt werden, Ausrüstungsgegenstände gelten im Einsatzstaat ohne förmliches Verfahren und
ohne Leistung einer Sicherstellung als zur vorübergehenden Benutzung zugelassen. Soweit Ausrüstungs-
gegenstände verbraucht werden, bleiben sie frei von allen Zöllen und sonstigen Eingangsabgaben; falls
sie nicht verbraucht werden, sind sie wieder auszuführen. Werden Ausrüstungsgegenstände als Hilfsgüter
zurückgelassen, so sind Art und Menge sowie der Verbleib der verantwortlichen Behörde des Einsatzstaa-
tes anzuzeigen, welche die zuständige Zollstelle hievon benachrichtigt. In diesem Fall gilt das Recht des
Einsatzstaates.

(4) Absatz 3 findet auch Anwendung auf die Einfuhr von Suchtgiften und psychotropen Substanzen
in den Einsatzstaat und die Wiederausfuhr der nicht verbrauchten Mengen in den Entsendestaat. Dieser
Warenverkehr gilt nicht als Ein- und Ausfuhr im Sinne der internationalen Übereinkommen betreffend
Suchtgifte und psychotrope Substanzen. Suchtgifte und psychotrope Substanzen dürfen nur nach Maßga-
be des dringlichen medizinischen Bedarfes mitgeführt und nur durch qualifiziertes medizinisches Perso-
nal nach den gesetzlichen Bestimmungen des Vertragsstaates eingesetzt werden, dem die Hilfsmannschaft
angehört.

Artikel 8
Einsätze mit Luftfahrzeugen

(1) Luftfahrzeuge können für alle Arten von Hilfeleistungen eingesetzt werden.
(2) Jeder Vertragsstaat gestattet, daß Luftfahrzeuge, die vom Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-

staates aus gemäß Absatz l eingesetzt werden, sein Hoheitsgebiet überfliegen und auch außerhalb von
Zollflugplätzen und genehmigten Flugfeldern landen und abfliegen.

(3) Die Verwendung von Luftfahrzeugen bei einem Hilfseinsatz ist der ersuchenden Behörde unver-
züglich mit möglichst genauen Angaben über Art und Kennzeichen des Luftfahrzeuges, Besatzung, Bela-
dung, Abflugzeit, voraussichtliche Route und Landeort mitzuteilen.

(4) Sinngemäß werden angewandt:
a) Artikel 6 auf die Besatzungen und mitfliegenden Hilfsmannschaften;
b) Artikel 7 auf die Luftfahrzeuge und sonstigen mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und Hilfs-

güter.
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(5) Soweit sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt, sind die luftfahrtrechtlichen Verkehrsvorschriften
jedes Vertragsstaates anwendbar, insbesondere die Pflicht, den zuständigen Kontrollstellen Angaben über
die Flüge zu übermitteln. Der jeweilige Flugplan hat einen Hinweis auf dieses Abkommen zu enthalten.

Artikel 9
Koordination und Gesamtleitung

(1) Die Koordination und Gesamtleitung der Rettungs- und Hilfsmaßnahmen obliegt in jedem Fall
den Behörden des Einsatzstaates.

(2) Aufträge an die Hilfsmannschaften des Entsendestaates werden ausschließlich an deren Leiter
gerichtet.

(3) Die Behörden des Einsatzstaates leisten den Hilfsmannschaften des Entsendestaates Schutz und
Hilfe.

Artikel 10
Einsatzkosten

(1) Der Entsendestaat hat gegenüber dem Einsatzstaat keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten der
Hilfeleistung. Dies gilt auch für Kosten, die durch Verbrauch, Beschädigung oder Verlust des Materials
entstehen.

(2) Im Falle der gänzlichen oder teilweisen Wiedereinbringung der Kosten der durchgeführten
Hilfsmaßnahmen gilt Absatz l nicht. Die Kosten des Entsendestaates werden vorrangig ersetzt.

(3) Kosten der Hilfeleistung durch natürliche und juristische Personen, die der Entsendestaat auf Er-
suchen hin lediglich vermittelt, trägt der Einsatzstaat.

(4) Die Hilfsmannschaften des Entsendestaates werden während der Dauer des Einsatzes im Ein-
satzstaat auf dessen Kosten verpflegt und untergebracht sowie mit Gütern für den Eigenbedarf versorgt,
wenn die mitgeführten Bestände aufgebraucht sind. Sie erhalten im Bedarfsfall logistische einschließlich
medizinischer Hilfe.

Artikel 11
Schadenersatz und Entschädigung

(1) Jeder Vertragsstaat verzichtet auf alle ihm gegen den anderen Vertragsstaat oder dessen Helfer
zustehenden Ansprüche auf den Ersatz von

a) Vermögensschäden, die von einem Helfer des anderen Vertragsstaates im Zusammenhang mit
der Erfüllung seines Auftrages verursacht worden sind;

b) Schäden, die auf einer Körperverletzung, einer Gesundheitsschädigung oder dem Tod eines Hel-
fers im Zusammenhang mit der Erfüllung seines Auftrages beruhen.

(2) Wird durch einen Helfer des Entsendestaates im Zusammenhang mit der Erfüllung seines Auf-
trages im Gebiet des Einsatzstaates Dritten ein Schaden zugefügt, so haftet der Einsatzstaat für den Scha-
den nach Maßgabe der Vorschriften, die im Fall eines durch eigene Helfer verursachten Schadens An-
wendung fänden. Ein Regreß des Einsatzstaates, der den Schaden ersetzt hat, gegen den Entsendestaat
oder dessen Helfer besteht nicht.

(3) Die Behörden der Vertragsstaaten tauschen alle ihnen zugänglichen Informationen über Scha-
densfälle im Sinne dieses Artikels aus.

Artikel 12
Unterstützung und Wiederaufnahme von Evakuierten

(1) Personen, die bei einer Katastrophe oder einem schweren Unglücksfall als Evakuierte von einem
Vertragsstaat in den anderen gelangt sind, erhalten dort bis zum Zeitpunkt der frühesten Rückkehrmög-
lichkeit die notwendige soziale Unterstützung. Der Abgangsstaat erstattet die Kosten der Unterstützung
und der Rückführung dieser Personen, sofern sie nicht Angehörige des anderen Vertragsstaates sind.

(2) Jeder Vertragsstaat nimmt Personen, die als Evakuierte von seinem Hoheitsgebiet auf dasjenige
des anderen Vertragsstaates gelangt sind, wieder auf. Soweit es sich um Personen handelt, die nicht An-
gehörige des wiederaufnehmenden Vertragsstaates sind, bleiben sie dem gleichen ausländerrechtlichen
Status wie vor dem Grenzübertritt unterstellt.
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Artikel 13

Weitere Formen der Zusammenarbeit

(1) Die in Artikel 3 genannten Behörden arbeiten nach Maßgabe des jeweiligen innerstaatlichen
Rechts zusammen, insbesondere

a) zur Durchführung von Hilfeleistungen;
b) zur Vorbeugung und Bekämpfung von Katastrophen oder schweren Unglücksfällen, indem sie

alle zweckdienlichen Informationen wissenschaftlich-technischer Art austauschen und Tagungen,
Forschungsprogramme, Fachkurse und Übungen von Hilfseinsätzen auf den Gebieten beider
Vertragsstaaten vorsehen;

c) zum Austausch von Informationen über Gefahren und Schäden, die sich auf das Gebiet des ande-
ren Vertragsstaates auswirken können; die gegenseitige Unterrichtung umfaßt auch die vorsorgli-
che Übermittlung von Meßdaten.

(2) Für gemeinsame Übungen, bei denen Hilfsmannschaften des einen Vertragsstaates auf dem Ge-
biet des anderen zum Einsatz kommen, gelten die Bestimmungen dieses Abkommens sinngemäß.

Artikel 14

Fernmeldeverbindungen

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten treffen gemeinsam die erforderlichen Vorkehrungen,
damit Fernmelde- und insbesondere Funkverbindungen zwischen den im Artikel 3 genannten Behörden,
zwischen diesen Behörden und den von ihnen entsandten Hilfsmannschaften, zwischen den Hilfsmann-
schaften untereinander und zwischen den entsandten Hilfsmannschaften und der jeweiligen Einsatzleitung
ermöglicht werden.

Artikel 15

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung dieses Abkommens, die nicht unmittelbar durch
die in Artikel 3 genannten Behörden beigelegt werden können, werden auf diplomatischem Wege berei-
nigt.

Artikel 16

Kündigung

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann jederzeit schriftlich auf di-
plomatischem Wege gekündigt werden; es tritt sechs Monate nach dem Zugang der Kündigung außer
Kraft.

Artikel 17

Andere vertragliche Regelungen

Bestehende zweiseitige vertragliche Regelungen zwischen den Vertragsstaaten bleiben unberührt;
mehrseitige Abkommen nur insofern, als dieses Abkommen keine andere Regelung vorsieht.

Artikel 18

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden in Vaduz ausge-
tauscht.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats nach dem Monat in Kraft, in dem die
Vertragsstaaten die Ratifikationsurkunden ausgetauscht haben.
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Geschehen zu Wien, am 23. September 1994 in zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Republik Österreich:
Herbert Grubmayr

Für das Fürstentum Liechtenstein:
Graf Mario von Ledebur-Wichein

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 26. Oktober 1995 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 18
Abs. 2 mit 1. Jänner 1996 in Kraft.

Vranitzky

759.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Polen über Gleichwer-
tigkeiten im Hochschulbereich

Die Republik Österreich und die Republik Polen, im folgenden Vertragsstaaten genannt,
- im Geiste der freundschaftlichen Beziehungen zwischen den beiden Staaten,
- in der Absicht, den Austausch auf dem Gebiet der Wissenschaften und die Zusammenarbeit im

Hochschulbereich zu fördern,
- in dem Wunsche, den Studierenden beider Staaten die Fortführung des Studiums im jeweils ande-

ren Vertragsstaat zu erleichtern,
- im Bewußtsein der in beiden Staaten im Bereich des Hochschulwesens bestehenden Gemeinsam-

keiten,
- unter Berücksichtigung der von beiden Vertragsstaaten unterzeichneten Abkommen im Bereich

der Gleichwertigkeiten,
- unter Bedachtnahme auf die in beiden Vertragsstaaten geltenden Zuständigkeitsregelungen im

Hochschulbereich,
haben folgendes vereinbart:

Artikel l
In diesem Abkommen bedeutet:
1. der Ausdruck „Hochschule" alle Institutionen, denen von der Republik Österreich beziehungswei-

se von der Republik Polen rechtlich Hochschulcharakter zuerkannt wird oder die berechtigt sind,
Doktorgrade zu verleihen. Die Hochschulen, auf die sich das Abkommen bezieht, sind in den
Anlagen l und 2 aufgezählt. Die Ständige Expertenkommission gemäß Artikel 6 kann diese An-
lagen einvernehmlich ändern;

2. der Ausdruck „akademischer Grad" in Österreich die akademischen Grade, in Polen die Berufsti-
tel und Doktorgrade, die von einer Hochschule als Abschluß eines ordentlichen Studiums verlie-
hen werden;

3. der Ausdruck „Prüfung" sowohl Abschlußprüfungen eines ordentlichen Studiums als auch Teil-
prüfungen oder Zwischenprüfungen innerhalb eines ordentlichen Studiums.

Artikel 2
(1) Auf Antrag des Studierenden werden einschlägige Studienzeiten, Stildienleistungen und Prüfun-

gen gegenseitig angerechnet und anerkannt. Nicht absolvierte Prüfungen, die nach den Studienvorschrif-
ten der aufnehmenden Hochschule verpflichtend vorgeschrieben sind, sind nachzuholen.

(2) Die Anrechnung von Studienzeiten sowie die Anerkennung von Studienleistungen und Prüfun-
gen zwischen Hochschulen, die einander auf Grund ihrer Zielsetzungen oder auf Grund der Art und Ör-
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ganisation ihrer Studien nicht entsprechen, kann nur dann erfolgen, wenn vorher eine Anrechnung bezie-
hungsweise Anerkennung durch eine solche Hochschule des Herkunftsstaates durchgeführt wurde, die
einer Hochschule im Aufnahmestaat entspricht, an der das Studium fortgesetzt werden soll.

(3) Ob ein einschlägiges Studium vorliegt, wird von jener Hochschule beurteilt, an die der Antrag
auf Anrechnung von Studienzeiten beziehungsweise auf Anerkennung von Studienleistungen und Prü-
fungen gerichtet worden ist.

Artikel 3
Akademische Grade berechtigen den Inhaber zu einem weiterführenden Studium oder Promotions-

verfahren an den Hochschulen des jeweiligen anderen Vertragsstaates ohne Zusatz- oder Ergänzungsprü-
fungen, wenn und insoweit der Bewerber im Staate der Verleihung zu einem weiterführenden Studium
oder Promotionsverfahren ohne Zusatz- oder Ergänzungsprüfungen unmittelbar berechtigt ist. Artikel 2
Absatz 3 ist sinngemäß anzuwenden.

Artikel 4
Der Inhaber eines akademischen Grades ist berechtigt, diesen im jeweils anderen Vertragsstaat in der

Form zu führen, wie er im Staate der Verleihung auf Grund der entsprechenden rechtlichen Bestimmun-
gen geführt werden darf. Mit dem Recht zur Führung des akademischen Grades sind unmittelbar keine
Berufsrechte verbunden.

Artikel 5
(1) Die in der Republik Österreich beziehungsweise in der Republik Polen ausgestellten Reifezeug-

nisse oder sonstigen Zeugnisse über die Berechtigung zum Hochschulstudium vermitteln im jeweils ande-
ren Vertragsstaat das Recht, die Zulassung zum Hochschulstudium zu beantragen.

(2) Die sonstigen in den beiden Vertragsstaaten geltenden allgemeinen und besonderen Regelungen
über die Zulassung zum Studium werden durch dieses Abkommen nicht berührt.

Artikel 6
(1) Zur Beratung aller Fragen, die sich aus diesem Abkommen ergeben, wird eine Ständige Exper-

tenkommission eingesetzt, die aus je drei von den beiden Vertragsstaaten zu nominierenden Mitgliedern
besteht. Die Liste der Mitglieder wird dem jeweils anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg
übermittelt.

(2) Die Ständige Expertenkommission arbeitet eine Vergleichstabelle der akademischen Grade aus,
die eine Grundlage für die Anerkennung österreichischer und polnischer Studienabschlüsse bilden.

(3) Die Ständige Expertenkommission tritt auf Wunsch eines der beiden Vertragsstaaten zusammen.
Der Tagungsort wird jeweils auf diplomatischem Weg vereinbart.

Artikel 7
Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats nach dem Monat in Kraft, in welchem die

beiden Vertragsstaaten einander schriftlich auf diplomatischem Weg mitgeteilt haben, daß die jeweiligen
innerstaatlichen Erfordernisse für das Inkrafttreten erfüllt sind.

Artikel 8
Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Jeder Vertragsstaat kann das Abkom-

men unter Einhaltung einer einjährigen Frist schriftlich kündigen.
Geschehen zu Wien, am 23. Jänner 1995, in zwei Urschriften in deutscher und polnischer Sprache,

wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. Rudolf Schölten

Für die Republik Polen:
Aleksander Łuczak
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Anlage l

Österreichische Hochschulen gemäß Art. l Z l

Universitäten:
Universität Wien
Universität Graz
Universität Innsbruck
Universität Salzburg
Technische Universität Wien
Technische Universität Graz
Montanuniversität Leoben
Universität für Bodenkultur Wien
Veterinärmedizinische Universität Wien
Wirtschaftsuniversität Wien
Universität Linz
Universität Klagenfurt
Donau-Universität Krems

Hochschulen künstlerischer Richtung:
Akademie der bildenden Künste in Wien
Hochschule für angewandte Kunst in Wien
Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Wien
Hochschule für Musik und darstellende Kunst „Mozarteum" in Salzburg
Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Graz
Hochschule für künstlerische und industrielle Gestaltung in Linz

Fachhochschul-Studiengänge:
Verein Technikum Vorarlberg, Dornbirn
Wiener Neustädter Bildungs- und Forschungs Ges.m.b.H., Wiener Neustadt
Verein zur Errichtung und Führung einer wirtschaftlich-technischen Fachhochschule Burgenland, Eisen-

stadt
Trägerverein zur Vorbereitung und Errichtung von Fachhochschulen in Oberösterreich, Wels
Verein zur Förderung eines Fachhochschul-Studienganges Elektronik in Wien, Wien
Internationales Management Center Krems Ges.m.b.H., Krems
Wirtschaftskammer Wien, Hotel- und Tourismusschulen Modul, Wien



8624 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759

Anlage 2

Polnische Hochschulen gemäß Art. l Z l

WYKAZ
PAŃSTWOWYCH SZKÓŁ WYŻSZYCH W RZECZYPOSPOLITEJ POLSKIEJ

1. UNIWERSYTETY
GDAŃSK Uniwersytet Gdański
KATOWICE Uniwersytet Śląski
KRAKÓW Uniwersytet Jagielloński
LUBLIN Katolicki Uniwersytet Lubelski

Uniwersytet Marii Curie-Skłodowskiej
ŁÓDŹ Uniwersytet Łódzki
POZNAŃ Uniwersytet im. Adama Mickiewicza
SZCZECIN Uniwersytet Szczeciński
TORUŃ Uniwersytet Mikołaja Kopernika
WARSZAWA Uniwersytet Warszawski
WROCŁAW Uniwersytet Wrocławski

2. WYŻSZE SZKOŁY PEDAGOGICZNE
BYDGOSZCZ Wyższa Szkoła Pedagogiczna
CZĘSTOCHOWA Wyższa Szkoła Pedagogiczna
KIELCE Wyższa Szkoła Pedagogiczna im. Jana Kochanowskiego
KRAKÓW Wyższa Szkoła Pedagogiczna im. Komisji Edukacji Narodowej
OLSZTYN Wyższa Szkoła Pedagogiczna
OPOLE Wyższa Szkoła Pedagogiczna im. Powstańców Śląskich w Opolu (z dniem l

października 1994 r. - Uniwersytet Opolski)
RZESZÓW Wyższa Szkoła Pedagogiczna
SŁUPSK Wyższa Szkoła Pedagogiczna
WARSZAWA Wyższa Szkoła Pedagogiki Specjalnej im. Marii Grzegorzewskiej
ZIELONA GÓRA Wyższa Szkoła Pedagogiczna im. Tadeusza Kotarbińskiego

3. AKADEMIE EKONOMICZNE
KATOWICE Akademia Ekonomiczna im. Karola Adamieckiego
KRAKÓW Akademia Ekonomiczna
POZNAŃ Akademia Ekonomiczna
WARSZAWA Szkoła Główna Handlowa
WROCŁAW Akademia Ekonomiczna im. Oskara Langego

4. POLITECHNIKI I WYŻSZE SZKOŁY INŻYNIERSKIE
BIAŁYSTOK Politechnika Białostocka
CZĘSTOCHOWA Politechnika Częstochowska
GDAŃSK Politechnika Gdańska
GLIWICE Politechnika Śląska
KIELCE Politechnika Świętokrzyska
KOSZALIN Wyższa Szkoła Inżynierska
KRAKÓW Akademia Górniczo-Hutnicza im. Stanisława Staszica

Politechnika Krakowska im. Tadeusza Kościuszki
ŁÓDŹ Politechnika Łódzka
LUBLIN Politechnika Lubelska
OPOLE Wyższa Szkoła Inżynierska
POZNAŃ Politechnika Poznańska
RADOM Wyższa Szkoła Inżynierska im. Kazimierza Pułaskiego
RZESZÓW Politechnika Rzeszowska im. Ignacego Łukasiewicza
SZCZECIN Politechnika Szczecińska
WARSZAWA Politechnika Warszawska
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WROCŁAW Politechnika Wrocławska
ZIELONA GÓRA Wyższa Szkoła Inżynierska

5. WYŻSZE SZKOŁY ROLNICZE

BYDGOSZCZ Akademia Techniczno-Rolnicza im. J. J. Śniadeckich
KRAKÓW Akademia Rolnicza im. Hugona Kołłątaja
LUBLIN Akademia Rolnicza w Lublinie
OLSZTYN Akademia Rolniczo-Techniczna im. Michała Oczapowskiego
POZNAŃ Akademia Rolnicza
SIEDLCE Wyższa Szkoła Rolniczo-Pedagogiczna
SZCZECIN Akademia Rolnicza
WARSZAWA Szkoła Główna Gospodarstwa Wiejskiego
WROCŁAW Akademia Rolnicza

6. WYŻSZE SZKOŁY TEOLOGICZNE
WARSZAWA Akademia Teologii Katolickiej
WARSZAWA Chrześcijańska Akademia Teologiczna

7. WYŻSZE SZKOŁY MEDYCZNE
BIAŁYSTOK Akademia Medyczna w Białymstoku
BYDGOSZCZ Akademia Medyczna im. Ludwika Rydygiera
GDAŃSK Akademia Medyczna
KATOWICE Śląska Akademia Medyczna
KRAKÓW Akademia Medyczna im. Mikołaja Kopernika (od 1993 r. włączona do Uniwersy-

tetu Jagiellońskiego)
ŁÓDŹ Akademia Medyczna
LUBLIN Akademia Medyczna
POZNAŃ Akademia Medyczna im. Karola Marcinkowskiego
SZCZECIN Pomorska Akademia Medyczna
WARSZAWA Akademia Medyczna
WROCŁAW Akademia Medyczna im. Piastów Śląskich

8. WYŻSZE SZKOŁY MUZYCZNE
BYDGOSZCZ Akademia Muzyczna im. Feliksa Nowowiejskiego
GDAŃSK Akademia Muzyczna im. Stanisława Moniuszki
KATOWICE Akademia Muzyczna im. Karola Szymanowskiego
KRAKÓW Akademia Muzyczna
ŁÓDŹ Akademia Muzyczna
POZNAŃ Akademia Muzyczna im. Ignacego Jana Paderewskiego
WARSZAWA Akademia Muzyczna im. Fryderyka Chopina
WROCŁAW Akademia Muzyczna im. Karola Lipińskiego

9. WYŻSZE SZKOŁY SZTUK PLASTYCZNYCH
GDAŃSK Państwowa Wyższa Szkoła Sztuk Plastycznych
KRAKÓW Akademia Sztuk Pięknych im. Jana Matejki
ŁÓDŹ 'Państwowa Wyższa Szkoła Sztuk Plastycznych im. Władysława Strzemińskiego
POZNAŃ Państwowa Wyższa Szkoła Sztuk Plastycznych
WARSZAWA Akademia Sztuk Pięknych
WROCŁAW Państwowa Wyższa Szkoła Sztuk Plastycznych

10. WYŻSZE SZKOŁY TEATRALNE I FILMOWE
KRAKÓW Państwowa Wyższa Szkoła Teatralna im. Ludwika Solskiego
ŁÓDŹ Państwowa Wyższa Szkoła Filmowa Telewizyjna i Teatralna im. Leona Schillera '
WARSZAWA Państwowa Wyższa Szkoła Teatralna im. Aleksandra Zelwerowicza



8626 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8627254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8628 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8629254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8630 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8631254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8632 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8633254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8634 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759



8635254. Stück - Ausgegeben am 21 November 1995 - Nr. 759



8636 254. Stück - Ausgegeben am 21. November 1995 - Nr. 759

Die Mitteilungen gemäß Art. 7 des Abkommens wurden am 19. April bzw. 23. Oktober 1995 abge-
geben; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 7 mit 1. Jänner 1996 in Kraft.

Vranitzky

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


